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Beiträge zur Geſchichte der pommerſchen Auswanderung 
nach Oſtpreußen. 
Von Roland Seeberg⸗Elverfeldt. 


Die Geſchichte der Koloniſation und ſpäteren Beſiedlung Dit: und 
Weſtpreußens iſt in den letzten Jahren Gegenſtand zahlreicher wich⸗ 
tiger Unterſuchungen geweſen, die z. T. erſtmalig auch die archivali⸗ 
ſchen Quellen der Urſprungsländer der Einwanderer herangezogen 
haben!). Denn wer ſich in Oſtpreußen mit Heimat- und Sippen⸗ 
forſchung befaßt, weiß, wie ſchwierig es zumeiſt iſt, allein mit Hilfe 
der oſtpreußiſchen Quellen die Herkunft von in neueren Jahrhunderten 
Zugewanderten zu ermitteln. Da die aktenmäßige Überlieferung der 
Einwanderung des 18. Jahrhunderts, ſoweit nach einzelnen Perſonen 
geforſcht wird, vielfach unbefriedigend iſt, wird man in immer ſtär⸗ 
kerem Maße an eine ſyſtematiſche Durchforſchung der Archive und 
Kirchenbücher der Landſchaften, die Siedler an Oſtpreußen abgegeben 
haben, gehen müſſen. Nur dadurch kann manche oft langlebige 
Familienlegende — etwa die ſalzburgiſcher?) oder hugenottiſcher Her: 
kunft — berichtigt werden. 

Auch Pommern hat bekanntlich beſonders im 18. Jahrhundert 
zahlreiche Siedler an Oft: und Weſtpreußen abgegeben. Die meiſten 


9) Erinnert ſei an die Arbeiten von Gollub, Hein, Hitzigrath, Keßler, 
Miller, Pockrandt, Stahl, neben den älteren von eheim⸗Schwarzbach. Es 
kann hier keine Zuſammenſtellung des Schrifttums über die Koloniſations⸗ 
und Siedlungsgeſchichte Oſt⸗ und Weſtpreußens gegeben werden; hierfür find 
die Bibliographie von Wermke und die Fortſetzungen in den „Altpreuß. 
Forſchungen“ heranzuziehen. 

2) Vgl. Gollubs und Keßlers Salzburgerbücher und etwa Keßler, Alt: 
preuß. Geſchlechterkunde, 11 Ig. (1937), S. 39, Anm. 8. 
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find in der neuen Heimat ſeßhaft geworden, mancher iſt dennoch, aus 
den verſchiedenſten Gründen, wieder nach Pommern zurückgekehrt. 
Viele pommerſche Aus⸗ und Rückwanderernamen find uns überlieferts), 
zahlreiche ausführliche Verzeichniſſe dieſer Auswanderer dagegen nicht 
mehr erhalten). 

Naturgemäß intereſſiert den Forſcher zunächſt die Schilderung 
der erfolgten Einwanderung am meiſten. Aber auch die Tatſache, daß 
in der Zeit intenſivſter Neubeſiedlung Oſtpreußens Auswanderung in 
dieſe Provinz unterbunden wurde, verdient Beachtung. Denn ſie zeigt 
uns, daß Pommern ebenfalls kein übervölkertes Gebiet war, daß hier 
vielmehr im 18. Jahrhundert ſelbſt noch zahlreiche Kolonien angelegt 
werden konntens). Im folgenden ſeien einige Beiſpiele aus den 
Jahren 1712—1724 für die verhinderte Auswanderung pommerſcher 
Siedler nach Oſtpreußen gebracht. 

Die Beſiedlung Oſtpreußens im zweiten Jahrzehnt des 18. Jahr⸗ 
hunderts iſt zu bekannt, als daß ſie in dieſem Zuſammenhang erneut 
geſchildert zu werden brauchte. Friedrich Wilhelms J. ſich wandelnde 
Entſchlüſſe ließen es bald zu einem Verſiegen des Siedlerſtromes 
kommen. 

Zunächſt beſchränkte ſich der König darauf, die Auswanderung 
unbemittelter Perſonen nach Oſt⸗ und Weſtpreußen zu verhindern. 
Das geht u. a. aus einem Schreiben der Hinterpommerſchen und Kam⸗ 
minſchen Regierung in Stargard vom 25. Mai 1712 hervor, in dem 
es heißt: „. .. Nachdem wir wahrgenommen, daß ſich genügſame 
Leute zur Beſetzung der durch die Peſt entblößten Orter in Preußen, 
weshalb wir Patenta ins Land publizieren laſſen, einfinden, welche 
nicht allein auf eigene Koſten ſich dahin begeben, ſondern auch ex 
propriis auf die ihnen allergnädigſt promittierten Freijahre daſelbſt 
anſetzen wollen, ſonſt es auch ſchwer fallen will, den Beſatz vom Vieh, 
welches in Preußen ſehr geſtorben, einen jeden zu verſchaffen; jo be⸗ 
fehlen wir Euch allergnädigſt, weil künftig nur tüchtige und ſolche 
Ackerleute (wovon jedoch unſerm Edicto vom 20. September 1711 gemäß 
diejenige, welche uns und der Ritterſchaft mit Dienſt und Pflicht ver⸗ 
bunden ſind, ausgeſchloſſen bleiben) angenommen werden ſollen, welche 


3) Nur wenige Namen, vorwiegend jedoch Statiſtiken bringen die 
Arbeiten von Beheim⸗Schwarzbach und die Königsberger Archivalien. Im 
Repertorium der (nicht erhaltenen) Akten der Stettiner Kriegs- und Do⸗ 
mänenkammer (Staatsarchiv Stettin, Rep. 12b, Tit. 25) werden in den be⸗ 
handelten Jahren (1712—1724) u. a. erwähnt: 1723: Hans Schrierer; 
Martin Mönchow aus Köſternitz (Kreis Belgard); Ad. Marſch aus Rützen⸗ 
hagen; Amtmann Carſtaedt (kehrte aus Preußen wieder zurück); Tobias 
Mildebrandt, vormals Arrendator des Amtes Schlage; Hans Netzel, vorh. 
Einwohner zu Horſt, Amt Kolbatz; Schäfer Chriſtian Dalmann und Peter 
Mundt (Forderung an das Amt Draheim); die aus dem Amt Treptow in 
Samonienen, Amt Inſterburg, angelegten Koloniſten Coobe und Holm; 
Chriſtian Sager aus Zadelow, Kreis Saatzig. 

4) Staatsarchiv Stettin, Rep. 12b, Tit. 25, nennt 136 Aktenſtücke aus 
den Jahren 1684 (1711) —1784, zumeiſt die Auswanderung aus Pommern 
nach Preußen betreffend, von denen heute keins mehr erhalten iſt; ein will⸗ 
kommener Notbehelf iſt infolgedeſſen das Aktenverzeichnis ſelbſt. 

5) Vgl. Beheim⸗Schwarzbach, Hohenzollernſche Coloniſationen (Leipzig 
1874), S. 367 ff., 548, 563 ff., 593 ff. u. a. 
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ſowohl auf eigene Koſten ſich transportieren, als auch mit nötigen 
Beſatz bei einem Baur- oder Koſſätenhofe ſich ſelbſt verſehen können, 
andere aber bis zu fernerer Veranlaſſung gänzlich abzuweiſen ſind, 
dies denen Leuten kundzumachen und indeſſen mit Erteilung der 
attestatorum und der Päſſe einzuhalten .. . 6).“ 

Jahre vergingen ſeitdem, um 1715 wanderten die Nafjau-Dillen- 
burger nach Oſtpreußen ein’), andere Siedler folgten, aber der große 
Einwandererſtrom ließ bald bedeutend nach. Am 22. Januar 1720 
erließ Friedrich Wilhelm I. geradezu ein Verbot pommerſcher Aus⸗ 
wanderung nach dem Auslande. Der pommerſchen Regierung in 
Stargard teilte er mit, daß „Unſere allergnädigite Willensmeinung 
iſt, daß von Euch auf alle Weiſe dahin geſehen und nur alle erdenk— 
liche Praecaution genommen werden ſolle, damit keine Untertanen 
von dorten in fremde Lande ziehen mögen. Als befehlen Wir Euch 
hiermit in Gnaden, Euch darnach allergehorrſamſt zu achten und dar⸗ 
unter behörige Verfügung zu tun. Und wann Ihr etwa in Erfah: 
rung bringen ſolltet, daß ein oder der andere intentionieret ſein 
möchte, zu emigrieren, jo habt Ihr ihm ſelbſt oder durch die Obrig⸗ 
keiten jedes Orts deshalb nachdrücklich zureden zu laſſen, damit er von 
ſolchem Vorhaben, worin wir keineswegs gefallen könnten noch woll⸗ 
ten, abſtehen. Und wann er dennoch über Vermuten, da Wir das 
Aufnehmen und Beſte Unſerer getreuen Untertanen Unſere vornehmſte 
Sorge ſein laſſen, beharren ſollte, ſo habt Ihr ſolches nicht zuzugeben, 
ſondern wann etwa bei einem und anderen gar wichtige Umſtände 
deshalb ſich finden möchten, davon zuvorderſt zu Unſerer ferneren 
gnädigſten Reſolution zu berichten .. .8).“ 

Schon ein Jahr nach dieſem Auswanderungsverbot erließ Fried⸗ 
rich Wilhelm I. am 26. Oktober 1721 das bekannte „Patent, vermöge 
deſſen allen in⸗ und ausländiſchen Zimmerleuten ſowohl Meiſtern 
als Geſellen bekannt gemacht wird, daß alle diejenige, ſo ſich zum 
Bau nach Preußen begeben wollen, von der Werbung frei ſein, gute 
und richtige Bezahlung, auch volle Arbeit nicht nur auf ein, ſondern 
mehrere Jahre erhalten, und überdem, wenn ſie ſich in Preußen 
etablieren wollen, ihnen alle Douceurs wiederfahren ſollen?)“. Zum 
Siedlungswerk in Preußen benötigte der König allein aus Pommern 
im Oktober 1721 50 Zimmerleute r). Die pommerſche Regierung 
nahm die Angelegenheit ſofort in ihre Hände und machte das Patent 
im Lande bekannt. „Bei 50 Rtlr. unausbleiblicher fiskaliſcher Strafe“ 
hatten die Landräte und Kreisdirektoren innerhalb 14 Tagen Liſten 
von Zimmerleuten zuſammenzuſtellen, die nach Preußen auswandern 
wollten. Aus dem Daberſchen Kreiſe iſt uns die Antwort des Land— 
rats Oberſtleutnant Steffen Bernd von Dewig!!) erhalten. Zunächſt 


6) Staatsarchiv Stettin, Rep. 38d von Dewitz⸗Meeſow Nr. 638. 

7) Vgl. F. Stahl, Naſſauiſche Bauern und andere deutſche Siedler in 
Oſtpreußen (Königsberg [Pr] 1936), S. 9. 

8) Staatsarchiv Stettin, Rep. 38d von Dewitz⸗Meeſow Nr. 660. 

9) Ebenda, Rep. 38d von Dewitz⸗Meeſow Nr. 639. 

10) Ebenda, Rep. 12b, Tit. 25, Nr. 5 und 6. 

11) Vgl. Anm. 9. 


beſchwerte er ſich über die Strafandrohung, teilte aber dann doch mit, 
daß in ſeinem Kreiſe nur ein einziger Zimmermann, ein Sachſe, zu 
finden ſei, der ‚ziemlich alt und ſtumpf' wäre, eine gebrechliche Frau 
hätte und zu einer weiten Reiſe garnicht imſtande ſei. Sonſt hätte 
er ſich längſt wieder in ſeine ſächſiſche Heimat begeben. „Die übrigen 
ſo ſich noch hier und da in den Dörfern aufhalten möchten, ſind nur 
rechte Fuſchers, die nicht kapabel ſeind, ein rechtes Baurhaus nach 
hieſiger Art, geſchweige ſonſten etwas Tüchtiges zu bauen, und ſeind 
nur abgeſetzte Bauren, Koſſaten oder verdorbene Müllers, und die 
man im Fall der Not, nur um das liebe Brot arbeiten läßt, dabeneben 
auch meiſtenteils abgelebte Leute ...“ Zudem hätten dieſe Leute 
„ihre Subſiſtance mehr von ihren Kindern und Freunden, als von 
ihrem Handwerk“ und könnten ſich daher unmöglich von ihren An— 
gehörigen entfernen. Die übrigen adligen Kreiseingeſeſſenen fanden 
ſogar, daß ſich im Kreiſe zuweilen ein Mangel an Zimmerleuten 
bemerkbar mache. Ein Dewitz auf Schmelzdorf hatte ſogar für Geld 
keinen Zimmermann für einen „höchſtnötigen Bau“ erhalten. Land⸗ 
rat S. B. v. Dewitz⸗Hoffelde betonte daher am 17. November 1721 
erneut, daß der Kreis keinen einzigen Zimmermann entbehren 
könnte?). 


Nicht nur Zimmerleute ſuchte der König für Oſtpreußen zu ge— 
winnen, ſondern nach Erlaß des obengenannten Patents u. a. auch 
Tagelöhner, Ackerleute, Schäfer, Knechte und Mägde 
ſowie Domänen verwalteris). Der Erfolg ſeiner Bemühungen 
blieb nicht aus. So wurden im September 1723 eine Reihe von 
Familien aus dem Greifenberger Kreiſe nach Oſtpreußen geführt, im 
gleichen Jahre ſind zahlreiche andere Siedler aus ganz Pommern in 
die neue Heimat gezogen. Im Auguſt 1723 waren es allein über 
400 Familien, davon viele aus Pommern gebürtige. Im 
gleichen Monat ſollten 10 tüchtige „Beamte“ (Amtmänner) nach 
Preußen geſchickt werden!). Mancher Koloniſt zog, nachdem er ſich 
erſt in Oſtpreußen niedergelaſſen hatte, ſeine Angehörigen und Be⸗ 
kannte nach ſich!s). Es iſt zu verſtändlich, daß infolgedeſſen der pom⸗ 
merſche Adel befürchten mußte, manchen Bearbeiter ſeines Bodens 


12) Am 19. Nov. 1721 erſchienen in Hoffelde 5 zitierte Zimmerleute aus 
dem Daberſchen Kreiſe: 1. Johann Rückfort, Bürger und Zimmermann in 
Daber (hatte in Daber ſeine Wohnung, und die Stadt könne ihn nicht 
miſſen); 2. Daniel Gentzke (wohnte auf der Freiheit Daber unter Balzer 
Niklaus v. Dewitz (wollte nicht nach Preußen); 3. Daniel Dröſe, Erbunter⸗ 
tan und Koſſät in Voigtshagen (will nicht mit); 4. Johann Griep, Erb⸗ 
untertan und Bauer in Jarchlin, gegen 70 Jahre alt (alt und ſchwach); 
5. Martin Schumann, ein Sachſe, alt und betagt (ſiehe oben im Text). — 
6. Michel Erdmann, Untertan und Inſtmann in Schmelzdorf unter dem 
Hauptmann v. Dewitz (war nicht erſchienen); 7. Ertmann Vahlpagel, Erb⸗ 
untertan und Bauer in Maldewin, 73 Jahre alt; kann wegen ſeines hohen 
Alters dieſe Reife nicht Hagarbieren. (Vgl. Staatsarchiv Stettin, Rep. 12a, 
Tit. 2, Klaſſ. H. P., Nr. 2.) 

13) Staatsarchiv e Rep. 12b, Tit. 25, Nr. 6, 16, 22. 

14) Ebenda Nr. 14. 


15) So ließen die in Anm. 3 erwähnten Ad. Marſch, Coobe und Holm 
ihre Frauen und Kinder nach Preußen nachkommen. 
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zu verlieren. So ſuchte 1724 Hans Lucht aus dem preußiſchen Amte 
„Jürgetz Schöppitz“ (wohl Jurgaitſchen) den Koſſäten Erdmann 
Schorſch, der mit ſeiner Familie beim Hauptmann Adam Friedrich 
von Grape in Dorphagen diente, nach Preußen zu holen ns). Die 
mißbräuchliche Anwendung der königlichen Patente zeigt ein Prozeß 
aus dem Jahre 1724. Nach Angabe des Landrats von Oſten⸗Witzmitz 
auf der ſtändiſchen Verſammlung im März 1724 hatten die ſtädtiſchen 
Magiſtrate, beſonders der Bürgermeiſter Müller in Greifenberg und 
der Rentmeiſter Stürmer in Kolberg, unter Mißbrauch der Patente 
adlige Bauern und Untertanen, die bereits als Bauern und Koſſäten 
angeſetzt waren, in die Liſten der nach Preußen Auswanderungs⸗ 
luſtigen mitaufgenommen. Dem ſtände entgegen, daß der König doch 
„nicht geſonnen ſei, das eine Land zu depeuplieren und das andere 
damit zu beſetzen“. Auf Wunſch der Stettiner Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer berichtete dann Siegmund von Grape auf Karwitz, daß ſein 
Erbuntertan Mathias Engelke, Bewohner eines Bauernhofes, ſeine 
Untertanen und die übrigen Dorfeinwohner aufwiegelte, ihre Herr⸗ 
ſchaft unter der Drohung des Abzuges nach Oſtpreußen zur Herab— 
ſetzung der von alters hergebrachten Abgaben zu veranlaſſen. Es 
ſind Gedanken, die an die Ideen des Bauernkrieges erinnern. Die 
Landräte rieten Grape, Engelke exemplariſch zu beſtrafen, und baten 
die Kriegs⸗ und Domänenkammer, für ein Patent einzutreten, „daß 
unter diejenigen Leute, jo nach Preußen ziehen wollen, keine leib- 
eigenen Untertanen, Bauern und Koſſäten, jo auf Höfen wohnen, 
noch auch freie Leute, ſo in Dienſten oder ex contractis verbunden, 
darunter verſtanden werden . ..“ Zunächſt freilich wurden ihre un⸗ 
mittelbarſten Sorgen durch das kgl. Patent vom 2. Mai 1724 be⸗ 
hoben. Dieſes lautete: „Nachdem die im Edikt vom 11. Februar anni 
currentis vor dieſes Jahr nach Preußen verlangte Zahl der 400 Fa⸗ 
milien durch die darzu ſich bereits angegebene und noch täglich er- 
wartende fremde Koloniſten bereits über komplett, auch von ob— 
gedachten Fremden, welche auch ſollen untergebracht werden, noch 
mehrere erwartet werden, und dahero unnötig iſt, daß aus S. K. M. 
eigenen Landen vor dieſes Jahr weiter einige Untertanen von den 
Provinzial⸗, Kriegs⸗ und Domänenkammern, um nach Preußen zu 
ziehen, engagiert werden; als haben S. K. M. hierdurch öffentlich 
bekannt machen laſſen wollen, damit niemand von Dero Untertanen 
aus hieſigen Landen nach Preußen zu ziehn ſich einige vergebene Un⸗ 
koſten weiter machen, ſondern hier im Lande bleiben möge . . 47).“ 

Die obigen Beiträge zur Geſchichte der pommerſchen Auswande⸗ 
rung nach Oſtpreußen in den Jahren 1712 —1724 haben gezeigt, daß 
die Entſchlüſſe Friedrich Wilhelms I. bezüglich der Wiederbeſiedlung 
Oſtpreußens nicht ſo ſchwankend geweſen ſind, wie angenommen wor⸗ 
den iſtis), ſondern daß er auch bei dieſem großen Werke planmäßig 
vorging, indem neben den Bedürfniſſen des zu beſiedelnden Gebietes 
die Belange der übrigen Provinzen ein bedeutendes Wort mitſprachen. 


10) Staatsarchiv Stettin, Rep. 12b, Tit. 25, Nr. 28. 
17) Staatsarchiv Stettin Rep. 38a 3, Tit. 38 Nr. 1. 
18) Stahl, a. a. O. S. 7. 


Schatullſiedlungen im Amte Oletzko 
Von Heinz Göring. 


In der Inſtruktion für den Preuß. Jägermeiſter Heinrich Ehrent⸗ 
reich v. Halle aus dem Jahre 1651 heißt es!): „Über unſere von den 
wüldnüſſen undt wäldern herrührende Landereyen, die theilß unter 
Leute zu unſerem nutzen außgetahn undt beſetzet worden, alß auch 
waß noch kunfftigk wirdt können außgetahn undt mit Leuten beſetzet 
werden, wie imgleichen über alle unſere Wildtnüßwieſen, Landereyen 
undt huben im gantzen Lande Preußen, ſal unſer pr. Jägermeiſter 
die Jurisdiction haben, die wildtnüßwieſen undt derer Acker durch 
unſere geſchworenen landtmeßer, ſelbige zu unſerem nutzen, aufs 
höchſte, wie ſichs immer wil thun laßen, austhun, undt dieſe Intra⸗ 
den von den Holtzſchreibern in unſere Scatul berechnen laſſen.“ Dieſe 
ſogenannte Schatullſiedlung?) und ihre verwaltungsmäßige Sonder: 
ſtellung war durch den Großen Kurfürſten ins Leben gerufen worden 
mit dem Ziel, ſich in Preußen Untertanen zu ſchaffen, die von ihm 
allein „abhängig waren und allein an ihn Abgaben bezahlten“). 
Die Entrichtung der Abgaben direkt an die fürſtliche Schatulle charak⸗ 
teriſiert und erklärt zugleich die Bezeichnung „Schatullſiedlung“. Sie 
ſollte ein Gegengewicht bilden gegen die preußiſchen Stände und ihre 
eigenwillige Finanzpolitik. Die Schatullſiedlungen wurden daher, 
obwohl landwirtſchaftliche Betriebe, der rein landesfürſtlichen Forſtver⸗ 
waltung unterſtellt. Forſtbeamte hatten die Verwaltung der Schatull— 
ländereien und die Jurisdiktion über die Schatullſaſſen. 

Die Schatullſiedlung erfaßte vor allem die nördlichen Teile des Her— 
zogtums Preußens — ſehr zahlreich ſind die Siedlungen am Rande 
der Niederung — und die Waldgebiete Maſurens und des Oberlandes. 

Der größte Teil dieſer Neuſiedlungen wurde auf jog. „ausgebrann⸗ 
tem Waldgebiet“ angelegt. Das wertvolle Holz, beſonders der Eichen— 
beſtand, dieſer Waldſtücke war bereits fortgeſchafft oder durch die 
Aſchbrenner verarbeitet worden. Übrig geblieben war nur Haſel⸗ 
ſtrauch und „gar geringes und kein dienliches Holz“. Erſt durch eine 
langwierige Aufforſtung hätte ein ſolches Waldſtück wieder nutzbar 
gemacht werden können. Seine Urbarmachung verhieß jedoch ſchon in 
einigen Jahren eine ſichere Einnahmequelle. So wurden dieſe Wald⸗ 
ſtücke dem Meiſtbietenden zur Urbarmachung übertragen. Gelegent⸗ 
lich wurde auch wohl ein Waldſtück mit gutem Holzbeſtand zur Sied— 
lung freigegeben. Dieſes lag dann aber für die praktiſche Holznutzung 
zu abgelegen“). 

Um das Gebot der Siedlungsintereſſenten möglichſt hoch zu treiben, 
wurde es in den drei Kirchen, die in der Nähe der zu gründenden 


1) G. St. A. Berlin, Rep. 7 Nr. 85, Abſ. 11. 


2) Riedel, Die Shotulteinvichtung des Gr. Kurfürſten, in: „Märk. 
Forſchungen“, Bd. 2. Bln. 1843, 297 ff. 

3) Skalweit, Die oſtpreuß. i unter Friedr. Wilh. I. 
2p3. 1906. S. 29. 

2) St. A. Königsberg. Oft. Fol. 12 844, 571. 
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Siedlung lagen, dreimal bekanntgegeben. Mit dem Meiſtbietenden 
ſchloß der Oberforſtmeiſter, nachdem das fragliche Waldſtück nochmals 
durch den zuſtändigen Wildnisbereiter und gewöhnlich noch einen 
weiteren Forſtbeamten beſichtigt worden war, den ſog. Berahmungs⸗ 
kontrakt, der die Rechte und Pflichten der Siedler, vorbehaltlich der 
Genehmigung und Konfirmation durch den Landesfürſten, feſtlegte. 


Dem Siedler wurden für die Urbarmachung des übernommenen 
Landes gewiſſe Freijahre zugeſtanden, die in manchen Fällen, in denen 
Peſt, Feuer oder andere Naturgewalten die Urbarmachung in den zu⸗ 
erkannten 4—8 Freijahren unmöglich gemacht hatten, um einige 
weitere verlängert wurden. Auch ſollte ihm das Holz, das zum Auf⸗ 
bau ſeiner Gebäude notwendig war, aus den benachbarten Forſt⸗ 
gebieten verabfolgt werden. Nach Ablauf der Freijahre war der 
Siedler urſprünglich nur zur Zahlung eines Hubenzinſes verpflichtet. 
Ferner hatte er den Kirchendezem und „was ſonſten zu Unterhaltung 
Kirchen und Schulen gewilliget wird“ gleich den andern Eingewid⸗ 
meten an die Kirchen zu entrichten. Hinzu kam noch die Verpflichtung 
zur Inſtandhaltung der Wege innerhalb der Feldmark. Zu dieſen 
Pflichten der ſog. Schatullkölmer traten bei den einfachen Schatull⸗ 
bauern noch gewiſſe Dienſtleiſtungen in den Forſten hinzu, die jedoch 
in dieſem Zuſammenhang nicht behandelt werden ſollen, da im Amt 
Oletzko lediglich Schatullkölmer angeſetzt worden ſinds). 

Den Schatullſiedlern war die Ausübung der Jagd in den angren⸗ 
zenden Waldgebieten ſtrengſtens unterſagt, während die Fiſcherei— 
gerechtigkeit zu eigenem Bedarf in den benachbarten Gewäſſern, beſon⸗ 
ders in den ſüdlichen Siedlungsgebieten, weitgehend verliehen wurde. 
Die Siedler durften auch ihr eigenes Vieh in der Forſt weiden laſſen, 
mußten dafür jedoch eine beſondere Weidegebühr entrichten. 


Die Schatullſiedler waren befreit von allen Sonderumlagen und 
Kontributionen, Einquartierungslaſten uſw., die auf dem übrigen 
Lande ruhten. Gegen dieſe Sonderſtellung liefen die preußiſchen Ober⸗ 
ſtände ſtändig Sturm mit dem Hinweis, daß die Schatullſiedlungen 
den gleichen Schutz genießen, wie das übrige Land, und daher auch 
die gleichen Abgaben entrichten müßten. Auch würde die Kontribution 
im Herzogtum dadurch vermindert, daß „viele Leute umb der Contri⸗ 
bution und den Kopfſchöſſen zu entgehen, ſich in die Scatoull- und 
Neuſaß⸗Dörfer retirirtens)“. 

Kurfürſt Friedrich III. gab dieſen Wünſchen auf Gleichſtellung der 
Schatullſiedler zwar nicht direkt nach, weil er „nicht gemeinet die 
Scatoull⸗Einſaſſen ihren Privilegien zuwider mit allen und jeden uff 
den Landtagen gewilligten Schoſſen . .. zubelegen“. Um jedoch den 
Unterſchied in den Abgaben zwiſchen den Schatullſiedlungen und dem 
übrigen Lande auszugleichen, ſetzte er eine Kommiſſion ein, welche die 
beſtehenden Schatullſiedlungen beſichtigen ſollte und „auf jede Hube 
gewiſſenhaftig und nach dem Zuſtand und Nutzbarkeit der Güter“ ein 
ſogenanntes Schutzgeld ſetzen ſollte. Dieſes Schutzgeld wurde von 


5) Vgl. nn 92 55 Umwandlung der Agrarverfaſſung Oſtpreußens. Jena 
1918. Bd. I, S. 162 ff. 
e) Oſt. Fol. 12 844, 43 ff. 


Martini 1697 ab erhoben und betrug 2—6 Mark je Hufe. Vom gleichen 
Zeitpunkt war auch eine weitere Abgabe von den Schatullſiedlern zu 
entrichten: die „Kopfacciſe“, welche von jeder kontribuablen, d. h. über 
12 Jahren alten Perſon, erhoben wurde. Sie war urſprünglich in 
4 Jahresraten von je 7% Groſchen an den Wildnisbereiter zu zahlen, 
wurde ſpäter aber mit den übrigen Abgaben mit einemmal erhoben”). 
Aus dem Proteſt der preußiſchen Oberſtände hatte alſo lediglich die 
Schatulle einen Nutzen gezogen; die Schatullſiedler entrichteten wohl 
höhere Abgaben, blieben aber von der Kontribution verſchont und 
weiterhin der Forſtverwaltung untergeordnet, bis ſchließlich Friedrich 
Wilhelm J. durch ſeinen Erlaß vom 23. März 17148) auch dieſe Son⸗ 
derſtellung aufhob und die Verwaltung der Schatulländereien dem 
nächſtgelegenen Amt übertrug. Ausdrücklich wird aber in dieſem Er⸗ 
laß betont, daß die Schatulländereien auch in Zukunft nicht mit der 
Kontribution belaſtet werden dürfen. Zwei Gründe ſind für dieſe 
Regelung maßgebend: „theils weil unſere dortige Chatoull⸗Güther 
von Alters her mit Holtz bewakſen geweſen und dergleichen gemeine 
Landeslaſten davon niehmals abgetragen, theils wann wir oder einer 
unſerer Nachkommen am Königreich künftig einmahl darunter wieder 
eine Anderung machen und die Chatoull⸗Ländereyen wieder in die 
vorige Freyheit ſetzen wolten, es nur allerhandt Confuſion verur⸗ 
ſachen würde?)“. ö 

Durch die Regelung vom 23. März 1714 kamen auch die 11 Schatull⸗ 
ſiedlungen, die im Gebiet des Amtes Oletzko entſtanden waren, unter 
die Verwaltung dieſes Amtes!?). 


Ende des 17. Jahrhunderts gehörte das Amt Oletzko zu den größten 
des Herzogtums Preußen. Im Norden begann die Amtsgrenze ſüdlich 
von Bittkowen (Amt Inſterburg, heute Kreis Treuburg) und nördlich 
von Szielasken (Amt Oletzko, heute Kreis Goldap). Von Borkowinnen 
ab bis zum nordweſtlichen Zipfel des Widminner Sees entſprach die 
alte Amtsgrenze den heutigen Nordgrenzen der Kreiſe Treuburg und 
Lötzen. Am Widminner See bog die Amtsgrenze dann nach Südoſten 
ab und verlief weſtlich einer Linie, die von den Dörfern Rauſchenwalde, 
Widminnen, Bergwalde, Czybulken, Junien, Radzien (heute alle 
Kreis Lötzen) gebildet wurde, war dann ein Stück (von Kaltken bis 
Plowezen) mit der Weſtgrenze des heutigen Kreiſes Lyck identiſch und 
bog ſchließlich nördlich von Grabnick (Kreis Lyck) nach Oſten ab. Die 
Südgrenze des Amtes Oletzko verlief ſüdlich der Dörfer Giersfelde, 
Oratzen, Soffen, Zappeln, Babken, Gollubien, Mikolaiken, Skoment⸗ 
nen, Kallinowen, Gingen bis zur heutigen Reichsgrenze, die zwiſchen 
Gingen und Mierunsken auch der Oſtgrenze des alten Amts entſpricht. 


7) Die Darſtellung von Stein, a. a. O., Bd. I, S. 164, daß die Schatull⸗ 
kölmer von Schutzgeld und Kopfacciſe befreit blieben, iſt nicht richtig. Die 
erhaltenen Schatullrechnungen beweiſen, daß die im Jahre 1697 feſtgeſetzten 
Abgaben allgemein erhoben wurden. 

8) Acta Bor., Beh. Org. I, 702. 

9) E. M. 6a Nr. 20. 

10) Barkowski, Quellenbeiträge zur Siedlungs⸗ und Ortsgeſchichte des 
Hauptamts Stradaunen—Oletzko, in: Altpr. Forſch. Jahrg. 13. 1936. 
S. 183 ff. u. 227 ff. 
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Mit dem jo umgrenzten Gebiet war das Amt Oletzko im 17. Jahr- 
hundert das drittgrößte Amt des Herzogtums. Lediglich die Amter 
Inſterburg und Brandenburg übertrafen ſeine Hufenzahl, die im 
Jahre 1601 auf 5688, im Jahre 1689 auf 5872 Hufen feſtgeſtellt wird. 

Das Amt Oletzko gehörte zu den Forſtbezirken der Wildnisbereiter 
von Borken und von Maſuren, deren Beritte ſich aber noch auf große 
Teile des Amtes Angerburg erſtreckten. Die Behandlung der Schatull⸗ 
ſiedlung im Gebiet des Amtes Oletzko bedeutet alſo ein bis zu einem 
gewiſſen Grade willkürliches Herausgreifen von Siedlungen, die 
urſprünglich verwaltungsmäßig in einem andern größeren Zuſammen⸗ 
hang ſtanden. Lediglich die Tatſache, daß die Schatullſiedlungen der 
Forſtberitte Borken und Maſuren von Trinitatis 1714 ab den zuſtän⸗ 
digen Amtern Angerburg und Oletzko zugewieſen wurden, rechtfertigt 
die Begrenzung der vorliegenden Betrachtungen. 

Im Gebiet des Amtes Oletzko waren bis zum Jahre 1714 folgende 
Schatullſiedlungen entſtanden lo): 


Neuendorf !!). 


Am 20. Februar 1687 wird der Berahmungskontrakt mit „einigen 
freien Leuten“ über 20 Huben Wald zu kölmiſchen Rechten ab- 
geſchloſſen. Den Siedlern werden von Martini 1687 bis Martini 1694 
7 Freijahre zugeſtanden. Von Martini 1695 ab ſind dann jährlich von 
jeder Hube 18 Mark Zins zu entrichten. Es wird ausdrücklich feſt⸗ 
geſetzt, daß die ganze Dorfgemeinde für die regelmäßige, vollſtändige 
Bezahlung des Zinſes haftet. 


Stobbenorth!?). 


Im Jahre 1696 werden 3 Huben an der Babker Grenze ausgegeben, 
für die nach 7 Freijahren zu Martini 1704 der erſte Zins fällig ſein 
ſollte. Auch wird das Recht der freien Fiſcherei im Oletzkoer See zu 
Tiſches Notdurft verliehen. Bei einer Maßüberprüfung im Jahre 1703 
wird ein übermaß von 2 Huben 24% Morgen feſtgeſtellt. Da auch das 
urſprünglich ausgegebene Land damals „noch kaum auf die Hälfte ge⸗ 
urbart, auch die darauf angefertigten Gebäude bereits zu zweien 
Malen weggebrannt ſind“, gewährt der Oberforſtmeiſter dem Beſitzer, 
Land⸗Commiſſarius Daniel Stobaeus, am 1. November 1706 noch 
drei weitere Freijahre. Von Martini 1708 ſoll er dann aber von 
jeder Hube 11 Mark Zins, 2 Mark Schutzgeld und 1 Gulden Kopf⸗ 
acciſe von jeder kontribuablen Perſon entrichten. 


Haaſchen⸗Werder!3) (— Haasznen). 


Am 1. Februar 1699 ſchließt der Oberforſtmeiſter v. Oppen mit 
dem Pfarrer von Czychen Paul Giſewius und dem Wildnisbereiter 
Georg Friedr. Dingen den Berahmungskontrakt über 8 Huben zwiſchen 
Haaſchen⸗ und Litigaino⸗See. Von Martini 1698 bis Martini 1706 


11) Oſt. 7889, 17 u. 72. 
12) Oſt. 7889, 27 u. 85. 
13) Dit. 7889, 16 u. 60. 


werden 8 Freijahre zugeſtanden, nach deren Abblauf von Martini 
1707 ab von jeder Hube 12 Mark Zins jährlich zu entrichten ſind. 
Unter den 8 Huben befindet ſich auch das bereits urbar gemachte 
Dienſtland des verſtorbenen Hofmanns auf der Haaſchenheyde, das 
von ſofort verzinſt werden muß. Die Kopfacciſe und das Schutzgeld 
ſollen noch beſonders feſtgeſetzt werden. Bei einer Überprüfung der 
Größe des ausgegebenen Landes im Jahre 1705 ſtellte es ſich heraus, 
daß 5 Huben 14% Morgen Übermaß vorhanden waren. Dieſes 
Übermaß wird durch einen beſonderen Kontrakt vom 2. Juli 1707 an 
Giſewius und Dingen gegeben. Nach 4 Freijahren ſind von Martini 
1712 an von den übermaßhuben, wie von den alten Huben, je 12 Mark 
Zins und 6 Mark Schutzgeld zu entrichten, außerdem von jeder kon⸗ 
tribuablen Perſon 1 Gulden Kopfacciſe. Die Beſitzer erhalten übrigens 
das Recht der freien Fiſcherei zu eigenem Bedarf in den anliegenden 
Seen. Giſewius und Dingen legten auf dem ihnen übertragenen 
Land ein Dorf mit eigenen Bauern an, die an fie Abgaben zu ent⸗ 
richten hatten. 


Orlowen Adlersdorf!4). 


Die 23 Huben, 22 Morgen dieſes Dorfs ſind im Jahre 1703 zu köl⸗ 
miſchen Rechten ausgegeben worden. Nach 7 Freijahren ſollte von 
Martini 1711 der erſte Zins entrichtet werden. „Nachdem aber Anno 
1710/11 die Contagion daſelbſt graſſirte und ſämbtliche Einwohner 
ſothaner Neuſaaß ſich den gantzen Winter in der Wildtnüß, alwohin 
ſie ſich retiriret“ aufgehalten haben, iſt in dem verlaſſenen Dorf das 
ganze Getreide von „wilden und zahmen“ Tieren aufgefreſſen worden. 
Oberforſtmeiſter v. Lüderitz gewährt daher am 12. Juni 1712 dem 
Dorf noch zwei weitere Freijahre. Die Abgaben, die von Martini 1713 
an fällig ſind, werden auf 15 Mark Zins, 3 Mark Schutzgeld je Hube 
und 1 Gulden Kopfacciſe feſtgeſetzt. 


Laſſekls). 


Am 28. Oktober 1704 erhält der Bürgermeiſter von Treuburg 
Albrecht Dzingel 2 Huben an der Lengower Grenze und 15 Morgen 
„an dem jo genandten Fluß Plusquianda gelegen“, außerdem das 
Recht der freien Fiſcherei zu eigenem Bedarf im Seedranker See. Nach 
6 Freijahren hat er von Martini 1711 ab von jeder Hube 10 Mark 
Zins und 2 Mark Schutzgeld zu zahlen, außerdem 1 Gulden Kopfacciſe 
von den kontribuablen Perſonen. Der niedrige Zins wird ausdrücklich 
mit der ſchlechten Qualität des Bodens begründet. Falls der Beſitzer 
Bienen halten ſollte, hat er jährlich von jedem Stock 30 Schillinge zu 
entrichten. 

Sawadden!6). 


Der Landkämmerer von Czychen Fried. Barthel Thyszka, ferner 
Georg Schemionek, Woytek Plocicka, Paul Kownacki, Andres Rok, 
Andres Abretzik, Andres Moritz, Andres Wilk, David Grusda und 

14) Dit. 7889, 5 u. 41. 

15) Oſt. 7889, 26 u. 80. 

16) Oſt. 7889, 21 u. 76. 
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Michel Plachta ſchließen am 23. Januar 1705 mit dem Oberforſtmeiſter 
v. Lüderitz einen Kontrakt über 10 Huben, von denen Thyszka drei er⸗ 
halten ſoll. Nach 7 Freijahren werden von Trinitatis 1713 ab von 
jeder Hube 15 Mark Zins und 4 Mark 30 Schilling Schutzgeld, ſowie 
von jeder Perſon 1 Gulden Kopfacciſe jährlich fällig. 


Grünhende!?). 


Oberforſtmeiſter L. W. v. Lüderitz ſchließt am 29. Oktober 1705 mit 
dem Schoßeinnehmer Michael Thysca aus Treuburg einen Kontrakt 
über 6 Huben am Fluß Litigaino. Dem Beſitzer wird freie Fiſcherei 
im Fluß und See Litigaino für den eigenen Bedarf zugeſtanden. 
Nach 8 Freijahren ſollen von Martini 1714 ab von jeder Hube 
12 Mark Zins, 3 Mark Schutzgeld und von jeder kontribuablen Per⸗ 
ſon 1 Gulden 30 Schilling Kopfacciſe gezahlt werden. Außerdem hat 
T. für die freie Viehweide in der Kgl. Wildnis 6 Mark jährlich zu ent⸗ 
richten. 

Thysca verkaufte ſeinen Beſitz bald an die Pfarrerswitwe Anna 
Dorothea Hartknoch aus Schwentainen. Ihr wird am 25. Januar 1709 
zu den gleichen Bedingungen auch das Übermaß von 6 Huben 23 Mor⸗ 
gen verſchrieben, daß bei einer Maßüberprüfung im Jahre 1708 ge— 
funden wurde. Jedoch wird bei dieſer Gelegenheit die Kopfacciſe auf 
1 Gulden ermäßigt. 

Thysca und ſeine Nachfolgerin Hartknoch teilten übrigens den 
größten Teil des erworbenen Landes unter eigenen Bauern auf. 


Lindenheim!s). 


Am 29. Oktober 1706 erhalten Johann Dorſch, Ertmann Dorſch, 
George Dorſch, Michel Drwello, Paul Gerſenberg, Michel Krack, Hans 
Donaika und Johann Satowski, Freie aus dem Dorfe Moosznen, 
12 Huben zu kölmiſchen Rechten zur Urbarmachung übertragen. Von 
Trinitatis 1714 ab werden nach 6 Freijahren für jede Hube 15 Mark 
Zins, 3 Mark Schutzgeld und 1 Gulden Kopfacciſe jährlich fällig. 
Für die richtige und pünktliche Zahlung dieſer Abgaben haftet die 
ganze Gemeinde „Einer vor alle und alle vor einen“. 


Klein-Lentut!?). 


Oberforſtmeiſter v. Lüderitz übergibt am 2. Juli 1707 dem Ober: 
wart von Szyballen Wilhelm Fleiſcher einen Ort Wald, deſſen Größe 
im Jahre 1708 mit 3 Huben, 4 Morgen feſtgeſtellt wird. Von 1715 ab 
ſollen 10 Mark Zins und 3 Mark Schutzgeld von jeder Hube gezahlt 
werden. Im Jahre 1714 iſt das Land jedoch erſt halb bebaut und 
„ſollicitiret der Beſitzer noch um einige Freijahre, damit er die Huben 
völlig räumen und S. Kgl. Majeſtät die Praeſtanda davon praeſtiren 
könnte?)“. 


17) Oſt. 7889, 13 u. 53. 
18) Oft. 7889, 1 u. 37. 
10) Oft. 7889, 11 u. 45. 
20) Oſt. 7889, 12. 
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Ilgenthal?1). 


Der Wildnisbereiter G. F. Dingen übernimmt am 11. Oktober 
1708 ein Stück Waldland von 2 Huben, zwiſchen dem Großen und 
Kleinen Ilgendt⸗See gelegen, zur Anlage einer Mahlmühle. Nach 
7 Freijahren hat er von Trinitatis 1717 ab 40 Mark Zins von der 
Mühle und 20 Mark Zins, ſowie 4 Mark Schutzgeld von den 2 Huben 
zu entrichten. Für jede kontribuable Perſon iſt 1 Gulden Kopfacciſe 
zu zahlen. Dingen erhält außerdem noch 20 Morgen Wieſen, für die 
zum gleichen Termin 8 Mark Zins und 2 Mark Schutzgeld fällig 
werden. Ihm wird das Recht der freien Fiſcherei zu eigenem Bedarf 
im Großen Ilgendt⸗See eingeräumt. 


Friedrichsheyde ??). 


Am 23. Februar 1709 ſchließt Oberforſtmeiſter v. Lüderitz mit dem 
Burggrafen und Arrendator des Kammeramts Polommen Friedrich 
Jackſtein einen Berahmungskontrakt über 10 Huben, 9 Morgen Wald⸗ 
land. Nach 7 Freijahren werden von jeder Hube 12 Mark Zins, 
3 Mark Schutzgeld und von jeder Perſon 1 Gulden Kopfacciſe jährlich 
fällig. Außerdem hat der Beſitzer 10 Mark zu zahlen für das Recht 
der ungehinderten Viehweide in der Wildnis. Er erhält ferner für 
die einmalige Zahlung von 100 Mark die Kruggerechtigkeit, für 
welche er neben der allgemeinen „Trankſteuer vor jede Tonne“ nur 
noch 6 Mark Zapfengeld jährlich zu entrichten hat. J. hatte auch die 
Fiſchereigerechtigkeit zu eigenem Bedarf im Litigaino⸗See. 


Abgeſehen von Saddeck und Stobbenorth liegen die genannten 
Schatullſiedlungen des Amtes Oletzko alle im Waldgebiet der Rothe⸗ 
buder und Borkener Forſt. Sie bilden jedoch nur einen Teil der ge⸗ 
ſamten Schatullſiedlung in dieſem Waldgebiet. Im Amt Angerburg, 
zu dem der größere Teil der genannten Forſten und die anſchließende 
Heydtwalder Forſt gehört, ſind gleichzeitig zahlreiche Schatullſiedlun⸗ 
gen entſtanden. Es ſeien nur Wiersbianken?s) (1708), Gerehliſchken?s) 
(1695), Kallniſchkenꝛs) (1694) und Kerſchken?!) (1710), Budzisken?⸗) 
(1713), Zabinken?4) (1713), Gr.⸗Lenkuk2⸗) (1699), Franfenort?*) 
(1709), Anobbenort?) (1705), Jorkowen?⸗) (1713), Steinbach) 
(1708) erwähnt. Dieſe Gründungen bilden zuſammen mit den Sied⸗ 
lungen im Amt Oletzko einen faſt völlig geſchloſſenen Ring um das 
Waldgebiet der Rothebuder, Borkener und Heydtwalder Forſten. Sie 
ſind ein anſchauliches Beiſpiel für das wenigſtens in dieſem Gebiet 
durchaus planmäßige Vorgehen der Schatullſiedlung. 

Es ergibt fi) dabei zwangsläufig die Frage, wer als Unternehmer 
bzw. Siedler bei dieſen Neugründungen überhaupt beteiligt geweſen 
iſt, und ferner, woher die Siedler ſtammen, welche die Rodung und 


21) Oſt. 7889, 25 u. 98. 
22) Oſt. 7889, 30 u. 92. 
23) Kreis Goldap. 

24) Kreis Angerburg. 
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Arbarmachung der ausgegebenen Waldgebiete übernahmen. Die 
Schatullſiedlungen im Amte Oletzko und das über ſie erhaltene 
Quellenmaterial geben die Möglichkeit zu einigen allgemeineren 
Betrachtungen. 


Überblickt man die Berahmungskontrakte, jo wird ohne weiteres 
klar, daß der damalige Beamtenſtand an den Neugründungen als 
Unternehmer und Siedler weitgehend beteiligt iſt. Die Schatullgüter 
im Gebiet des Amtes Oletzko werden z. B. ausſchließlich an Forſt⸗, 
Kammer⸗ oder ſtädtiſche Beamte ausgegeben. Aber auch als Unter- 
nehmer bei den Dorfgründungen ſind Beamte zu finden. So über⸗ 
nimmt z. B. der Landkämmerer von Czychen das Dorf Sawadden, der 
Burggraf und Pächter des Kammeramts Polommen das Dorf 
Friedrichsheyde zur Beſiedlung. 

Die ausſichtsreichen Anſiedlungsbedingungen (Freijahre uſw.), die 
ſpäter relativ geringen und vor allem feſten Abgaben haben ſicher viele 
Beamte zur übernahme von Schatullſiedlungen veranlaßt. Es iſt in die⸗ 
ſem Zuſammenhang auffallend zu beobachten, daß der Hubenzins bei 
„Beamten“⸗Siedlungen wie Kl.⸗Lenkuk und Laſſek auf je 10 Mark, bei 
Grünheyde und Friedrichsheyde auf je 12 Mark feſtgeſetzt wird, wäh⸗ 
rend er bei Siedlungen von „freien Leuten“, wie Lindenheim und 
Neuendorf 15 oder gar 18 Mark beträgt. Mögen dieſe Schwankungen 
auch teilweiſe mit der verſchiedenen Qualität des Bodens zu erklären 
ſein, ſo bleibt doch noch folgende Tatſache zu beachten. Bei ſpäteren 
Maßüberprüfungen wird bei den Siedlungen das größte Übermaß ge- 
funden, bei denen Beamte maßgeblich beteiligt ſind. So werden bei 
den ausgegebenen 8 Huben von Haaſchen⸗Werder ſpäter 5 Huben 
14% Morgen, bei den 6 Huben von Grünheyde gar 6 Huben 23 Mor⸗ 
gen Übermaß ermittelt. 

Wie weit dieſe Beobachtungen verallgemeinert werden können, 
wird nur durch eine Überprüfung der geſamten oder doch wenigſtens 
eines größeren Teils der Schatullſiedlung Preußens feſtzuſtellen ſein. 
Sicher iſt jedenfalls, daß der Beamtenſtand bei der Schatullſiedlung 
großzügiger behandelt wurde als die übrigen Siedler. Dieſe bevor⸗ 
zugte Behandlung findet auch in der Tatſache ihren Niederſchlag, daß 
ſich einzelne Beamte an mehreren Schatullſiedlungsunternehmen be⸗ 
teiligen. So iſt z. B. der Wildnisbereiter G. F. Dingen einer der 
beiden Unternehmer der Dorfgründung Haasznen. Außerdem aber 
übernimmt er die Anlage der Mahlmühle in Ilgenthal und die Ur⸗ 
barmachung der dazugehörigen 2 Schatullhuben. 


Während die an der Schatullſiedlung aktiv beteiligten Beamten ge⸗ 
wöhnlich aus der Nachbarſchaft der Neuſiedlungen ſtammen, kommen 
die übrigen Siedler auch aus entfernteren Gegenden in die neuen 
Dörfer. Bei den Schatullſiedlungen des Amtes Oletzko iſt man in der 
glücklichen Lage, für einige Dörfer die Herkunft der einzelnen Siedler 
genau angeben zu können. Dieſe Siedlerliſten ſind in dem „Inven⸗ 
tarium und Protocollum, ſo bey Abnahme der anß Ambt gezogenen 
Chatoul-Dörffer formiret worden, anno 171425)“ erhalten. 


) Oft. Fol. 7889. 
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Neuendorf2$). 


Name des Giedlers Heimatort Amt 
1. Andres Mroczeg Rdzawen Oletzko 
2. Martin Frontzeg Szabienen (2) Inſterburg 
3. Jendris Sillo Auerfluß Inſterburg 
4. Jaob Bugfkpaſch Kamputſchen Inſterburg 
5. Martin Roman 
(geweſener Kaufmann) — — 
6. Thomas Friederich Duttken Lyck 
7. Michel Derrey Jesziorcken Angerburg 
8. David Saga Bludszen Inſterburg 
9. Greger Grusdzo Kerſtupöhnen (2) Inſterburg 
10. Michel Gogolait Wehlau 
(Hirtenſohn) 
11. Woyteg Schaermacher Leputſchen Inſterburg 
12. Jann Puſchwatta Surminen Angerburg 
13. Merten Schwilla 
(ein alter Mann) — — 
14. Martin Kolpag von hieſelbſt geboren — 
15. Michel Mroczeg von alhier — 
16. Woyteg Kolpack von Fundation des 
Dorfs her — 
17. Jann Schwinka Szemjahnen Inſterburg 
18. Jann Nowag Broſowen Angerburg 
19. Jann Derrey Jesziorcken Angerburg 
20. Jann Roman ein kgl. Wart — 


Bis auf die unter Nr. 13—16 genannten Perſonen gehören die 
aufgeführten Beſitzer des Dorfs Neuendorf aus dem Jahre 1714 ſicher 
nicht zu den erſten Siedlern des Dorfs. Es kann jedoch bei einem 
Vergleich mit den andern Dörfern des Amts Oletzko nicht zweifelhaft 
ſein, daß dieſe ebenfalls faſt ausnahmslos aus Preußen ſtammten. 


Die Siedler der Schatulldörfer des Amtes Oletzko ſtammen faſt 
ausſchließlich aus dem Gebiet des alten Herzogtums Preußen; eine 
Zuwanderung aus Polen iſt unter den nachweisbaren 63 Siedler⸗ 
familien nur in einem Fall feſtzuſtellen. Neben der ländlichen Be: 
völkerung erſcheinen auch 5 Städter als Siedler. Da die Schatullgüter 
ebenfalls ausſchließlich an preußiſche Beamte ausgegeben wurden, iſt 
die Schatullſiedlung im Amte Oletzko aljo reine Binnenkoloniſation. 


Über den Siedlungsvorgang bei den Dorfgründungen laſſen ſich 
aus dem vorhandenen Material einige allgemeinere Beobachtungen 
machen. Drei verſchiedene Gründungsmethoden kann man bei den 
Schatulldörfern des Amtes Oletzko unterſcheiden. 


20) Oſt. 7889, 17 ff. 
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Orlowen — Wdlersdorf?7). 


Name des Giedlers Heimatort Amt 
1. Chriſtoph Lafski Gusken Lyck 
2. Jeremias Rokolofski Sordachen Lyck 
3. George Mühlau — Lyck 
4. Matthes Schweda Kaltken (2) Lyck 
5. Chriſtoph Przyſtuppa Klauſſen Rhein 
6. Jann Seelewitz — aus Polen 
7. Woyteg Skorniski Stradaunen Oletzko 
8. George Schewé Salpia Rhein 
9. Merten Sczesny Paprotken Lötzen 
10. Matthes Kruska Sayden Oletzko 
11. Barteg Rudzo Radzien Oletzko 
12. George Kladt Ogrodtken (2) Rhein 
13. Jendris Truchlo Goldap — 
14. Chriſtoph Karpa von hieſelbſt — 
15. Friedrich Willait Memel — 
16. Jendris Skutz von der alten Bude — 
17. Woyteg Keymitz Paprotken Lötzen 
18. George Sokolofski Sordachen Lyck 
19. David Wollgemuth Domnau — 
(Bürgers Sohn) 
20. Merten Paprotka Klauſſen Rhein 
Sawadden?s). 
Name des Siedlers Heimatort Amt 
1. Michel Moritz aus der Romitt⸗ 
ſchen??) Wildnis Inſterburg 
2. Matthes Dworack Chelchen Oletzko 
3. George Schemioneck Regulowken (2) — 
(ein freier Menſch) 
4. Marten Marreg — Angerburg 
5. Michel Plachta Babken Oletzko 
(kgl. Untertan) 
6. David Grusdzo Kerſtupöhnen Inſterburg 
7. Jendris Wielck Guhſen 1 Oletzko 
8. Jendris Moritz a. d. Rominter Heide] Inſterburg 
9. Jendris Obritzki Glowken Angerburg 
10. Paul Kownatzki Rumeyken Oletzko 
11. Greger Plotzitzka Wenſöwken Oletzko 
12. Jann Plotzitzka Wenſöwken Oletzko 
13. Gerge Bolck Wenſöwen Rhein (2) 
14. Jendris Schippereg Zielasken Lyck 


27) Oſt. 7889, 5 ff. 


28) Oſt. 7889, 23. 


20) Rominter Heide. 
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Lindenheim3). 


Name des Siedlers Heimatort Amt 
1. Jann Koſanofski Ganthen Seeheſten 
2. Martin Stentzel Babienten Seeheſten 
3. Chriſtoph Büttler Ganthen Seeheſten 
4. Jann Caſprzyk Rotzung Pr. Mark 
5. Greger Rzebka Jedamken Lötzen 
6. Daniel Olleſch Langendorf Seeheſten 
7. Jann Nickell Gollingen Seeheſten 
8. Michel Koſanofski Sczepanken Ortelsburg 
9. Daniel Klimeck Koſuchen Lötzen 


An die ſeit der Ordenszeit übliche Art der Lokatoren-Siedlung, d. h. 
einer Siedlung, bei der der Unternehmer (Lokator) für die Beſetzung 
des Dorfes beſtimmte Vorrechte und einen beſtimmten Teil des aus⸗ 
gegebenen Landes erhielt, erinnert am meiſten die Gründung des 
Dorfes Sawadden. Der Landkämmerer von Czychen, Thyszka, der 
zweifellos die Siedler für die Beſetzung dieſes Dorfs zuſammengebracht 
hatte, erhält von den urſprünglich ausgegebenen 10 Hufen 3 Hufen. 
Abgeſehen von dieſer bevorzugten Ausſtattung mit Land, werden ihm 
jedoch nicht die Befugniſſe eingeräumt, die einſt der Lokator erhalten 
hatte. So übt z. B. die Gerichtsbarkeit im Dorfe nicht Thyska aus, 
ſondern der zuſtändige Wildnisbereiter. 

Eine andere Gründungsmethode laſſen die Entſtehungsgeſchichten 
von Haasznen und Grünheide erkennen. Es iſt eine Dorf⸗ 
gründung durch Großgrundbeſitzer, wie ſie ähnlich ſchon in der Ordens⸗ 
zeit geübt wurde. Giſewius und Dingen übernehmen das ganze für 
Haasznen, bzw. Michael Thyska das für Grünheide ausgegebene 
Land und entrichten dafür den fälligen Zins an die Schatulle. Das 
erhaltene Land teilen ſie dann ihrerſeits unter eigene Hinterſaſſen 
auf. Während Giſewius und Dingen an die Schatulle 18 Mark Zins 
und Schutzgeld für die Hufe zahlen, müſſen die von ihnen in Haasz⸗ 
nen angeſetzten 9 „Mietsleute“ 21 Mark Hubenzins an ſie entrich⸗ 
tens1). Die Übernahme und Beſetzung des Schatulldorfs Haasznen iſt 
alſo für ſie ein reines Geldgeſchäft. Etwas anders liegen die Verhält⸗ 
niſſe bei Grünheide. Thyska zahlt 15 Mark Hufenzins an die Schatulle, 
während ſeine Bauern ihm 17 Mark je Hufe geben müſſen. Außer⸗ 
dem laſtet auf ihnen noch Scharwerksdienſt: „ſcharwerkens?) daneben 
12 Tage im Jahr, wozu ſie der Eigentümer gebrauchen will.“ 

Die dritte Dorfgründungsart iſt der Abſchluß eines Berahmungs⸗ 
kontrakts mit einer Siedlergemeinſchaft. Dieſe erhalten ſämtlich gleich 
große Landanteile der Neuſiedlung. Sie haften als Gemeinſchaft für 
die fälligen Abgaben. So entſtanden Neuendorf, Orlowen⸗ 
Adlersdorf und Lindenheim. Der Siedlungsvorgang ſcheint 
ſich in dieſen Fällen ſo abgeſpielt zu haben, daß ſich um einen Siedler⸗ 


0) Dit. 7889, 1 ff. 


1) Oft. 7889, 16. 
») Oft. 7889, 13. 
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ſtamm, der aus Intereſſenten eines Amtes oder nur eines Dorfes 
gebildet wurde, Siedler aus andern Gebieten zur Übernahme eines 
Neudorfes ſammelten. So ſind z. B. bei Lindenheim acht freie Bauern 
aus Moosznen allein die Träger des Siedlungsunternehmens, wäh⸗ 
rend die Siedler von Orlowen⸗Adlersdorf in der Hauptſache aus den 
Amtern Oletzko, Lötzen, Rhein und Lyck ſtammen. Vermutlich werden 
ſich dieſe Siedler um den Siedlerſtamm geſammelt haben, der von den 
Intereſſenten des Amtes Oletzko gebildet wurde. 

Aus der Geſchichte der Schatulldörfer im Gebiet des Amtes Oletzko 
kann man erkennen, daß die erſten Siedler vielfach nicht lange in 
den Neudörfern blieben. Neben Unbilden der Natur und unvorher⸗ 
geſehenen Schickſalsſchlägen, die manche Exiſtenz vernichteten, trieb 
auch die Hoffnung auf vielleicht noch günſtigere und beſſere Anſied⸗ 
lungsbedingungen die Siedler aus ihrer neuen Heimat. So verlaſſen 
die erſten Bewohner von Lindenheim bald das Dorf, das ſie an andere 
Siedler verkaufenss). In andern Dörfern (z. B. Orlowen⸗Adlersdorf) 
vernichten Peſt und Feuersbrunſt die Pläne und Hoffnungen der 
erſten Siedler. 

Die einmal ausgegebenen Siedlungen wurden nach Möglichkeit 
lebensfähig erhalten. Aus irgendeinem Grunde ausfallende Siedler⸗ 
familien wurden, ſo bald wie möglich, erſetzt. So heißt es z. B. in 
dem Bericht eines Forſtbeamten an den Oberforſtmeiſter, daß von den 
Schatullſiedlungen in ſeinem Bezirk „keine Hube durch ſolche in hieſi⸗ 
gen Orten graſſierende Kontagion wüſte geworden, ſondern alle wol 
beſetzet ſeyn, ſo daß vor derſelben Wiederbeſetzung vor diesmahl nicht 
darf geſorget werden?!)“. Von der Förderung von Neudörfern, deren 
Siedler nicht durch eigenes Verſchulden an der Erfüllung der in den 
Berahmungskontrakten übernommenen Verpflichtungen gehindert 
waren, durch Zuerkennung weiterer Freijahre iſt ſchon geſprochen 
worden. Durch dieſe umfaſſende Fürſorge entwickelten ſich die Schatull⸗ 
dörfer zu wirtſchaftlich weitgehend geſicherten Siedlungen, die durch 
ihre regelmäßigen Abgaben an die Schatulle dem geſetzten Ziel der 
„Schatullſiedlung“ gerecht werden konnten. 

Friedrich Wilhelm J. entſchloß ſich aber trotzdem, die verwaltungs⸗ 
mäßige Sonderſtellung der Schatullſiedlungen zu beſeitigen. Zwei 
Gründe haben dieſen Entſchluß vor allem beſtimmt. 

Die politiſchen Vorausſetzungen, welche für die Entſtehung und Ent⸗ 
wicklung der Schatullſiedlung maßgebend geweſen waren, konnten als 
beſeitigt angeſehen werden. Die preußiſchen Stände waren zur Bedeu- 
tungsloſigkeit herabgeſunken. So war es Friedrich Wilhelm I. möglich, 
die anormale Verwaltung von landwirtſchaftlichen Betrieben durch die 
Forſtverwaltung zu beſeitigen. Neben dieſen rein verwaltungstechni⸗ 
ſchen Erwägungen hat dieſen Entſchluß ſicher auch die Kenntnis von 
den ſchweren Schäden beeinflußt, die ſich durch die Verwaltung der 
Schatullſiedlungen durch die Forſtbehörden herausgebildet hatten. 

Eine ganze Anzahl von Forſtbeamten hatte nämlich in den Scha⸗ 
tullſiedlungen eine günſtige Gelegenheit geſehen, ihre Einkünfte zu 


8) Oft. 12 844, 14ff. 
54) Oft. 12 844, 567. 
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erhöhen. Nach und nach war es ihnen gelungen, die Siedler mit Auf⸗ 
lagen zu belaſten, die weit über die im Berahmungskontrakt feſt⸗ 
gelegten Abgaben hinausgingen. So mußten die Siedler an die Forſt⸗ 
beamten bejondere „Pfandgelder, Wieſengelder, Strafgelder, Garn: 
gelder“ uſw. zahlen. In dem endgültigen Erlaß vom 23. März 1714 
über die Vereinigung der Schatullverwaltung mit der Kammerverwal⸗ 
tung werden nicht weniger als 24 verſchiedene „Accidentien“ auf⸗ 
geführt, die „eigennützige Anterforſtbediente ... unrechtmäßiger 
Weiſe von ihnen (Schatullſiedlern) erhobenss)“. In vielen Fällen 
war es den Forſtbeamten ſogar möglich geweſen, die Siedler zu Schar: 
werksdienſten „vor ſich ſelbſt“ss) zu zwingen. Für ihren eigentlichen 
Aufgabenkreis hatten dieſe Forſtbeamten keinen Sinn mehr. Über der 
Hege und Pflege des Waldes ſtand ihnen der Geſichtspunkt des eigenen 
Verdienſtes. So iſt vor allem der Widerſtand zu erklären, den die 
Forſtverwaltung gegen die Regelung vom 20. März 171335) erhob. 
Friedrich Wilhelm J. blieb jedoch feſt in ſeinem Entſchluß, denn er 
wußte, daß mit der Übernahme der Verwaltung der Schatullſiedlungen 
durch die Kammer und die einzelnen Amter „unſere Revenues auf ein 
großes vermehret, die Chatoul⸗Einſaßen von der Unter⸗Forſtbedienten 
Plackereyen befreyet und unſere Wälder und Wildnüßen conſerviret 
werden .. 36)“. Zu Trinitatis 1714 mußte die Übergabe der Schatull⸗ 
ſiedlungen an die zuſtändigen Amter vollzogen ſein. Friedrich 
Wilhelm J. verſprach ſich von dieſer Maßnahme einen doppelten Er⸗ 
folg. Einmal wurden die Forſtbeamten dadurch wieder ganz ihrer 
eigentlichen Aufgabe zurückgegeben: „ſo werden dieſelben nunmehro 
auf unſere Forſten, Wildnüſſen und Wildbahnen ſo viel getreuer und 
beſſer acht haben, daß dieſelben nicht ruinieret oder uns dabei Schade 
zugefügt werde)“. Außerdem aber ſollte die Kammerverwaltung 
verſuchen, „mit Gelimpf und Güte“ von den Schatullſiedlern höhere 
Abgaben zu bekommen. Leitgedanke ſollte dabei der Geſichtspunkt ſein, 
daß die Schatullſiedler ſowieſo ſchon höhere Abgaben durch die von 
den Forſtbeamten unrechtmäßig erhobenen Gelder entrichtet hatten. 
Die Siedler würden ſich daher „auch nicht entbrechen können, uns, als 
ihrem Könige und Landesherrn dasjenige zu entrichten, was bishero 
die eigennützige Unterforſtbedienten ... unrechtmäßiger Weiſe von 
ihnen erhoben hatten?)“. 

Das Ende der ſelbſtändigen Schatullverwaltung bedeutete nun 
nicht, daß in Zukunft keine Neuſiedlungen auf Waldboden, alſo auf 
landesfürſtlichem Schatulleigentum, mehr angelegt werden ſollten. Ab⸗ 
geſchloſſen war lediglich die politiſch gefärbte Zweckſiedlung, wie ſie 
vom Großen Kurfürſten geſchaffen wurde und ſich in der von den 
Forſtbehörden getragenen Verwaltung bis zum Jahre 1713/14 ent⸗ 
wickelt hatte. Die Schatullſiedlung lebt vielmehr in dem größeren 
Rahmen der Waldſiedlung, d. h. der Siedlung auf Rodeland, weiter 
fort, deren oſtpreußiſche Geſchichte bis in die Anfänge des Ordens⸗ 
ſtaats zurückreicht und die heute noch nicht abgeſchloſſen iſt. 


5) E. M. ba Nr. 20. 
36) E. M. 6a Nr. 20. 
27) E. M. 6a Nr. 20. 
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Buchbeſprechungen 


Mortenſen, Hans und Mortenſen, Gertrud: Die Beſiedlung 
des nordöſtlichen Oſtpreußen bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts. 
Teil II: Die Wildnis im öſtlichen Preußen, ihr Zuſtand um 1400 und 
ihre frühere Beſiedlung. (Deutſchland und der Oſten, Bd. 8.) Leipzig: 
S. Hirzel 1938. 254 S., 7 Abb., 1 Karte. 

Im II. Teil ihres großen Werkes, der bald nach dem erſten erſchienen iſt, 
ſchildern die Verfaſſer zunächſt den Zuſtand der Wildnis um 1400. Als nicht 
allgemein bekannt verdient hervorgehoben zu werden, daß die Wildnis kein 
Niemandsland war, ſondern bis 1422 in ihrer ganzen Ausdehnung bis zur 
Grenze des litauiſchen Siedlungslandes dem Orden gehörte, der von ihr auch 
durch Vergebung von Rechten und Nutzungen verſchiedener Art Einkünfte 
hatte. Denn die Wildnis war kein undurchdringlicher Urwald, ſondern wies 
auch Heiden und offene Flächen mit Graswuchs (Felder) auf und war zwar 
unbeſiedelt, aber nicht unbevölkert, da Jäger, Fiſcher und Beutner in ihr 
ihren Erwerb hatten und auch die Bewohner der Dörfer an ihrem Rande 
ſie als Waldweide und zur Heugewinnung nutzten. 

Den Hauptteil des Buches nimmt dann eine überaus gründliche und 
ſorgfältige Unterfuhung der Fragen ein, welche Völker früher dieſes Ge⸗ 
biet bewohnt haben und wann und wodurch es zur Wildnis wurde. Dabei 
werden zunächſt die Nadrauer, Schalauer und Sudauer beſprochen und ihre 
Zugehörigkeit zum preußiſchen Volke aufs neue erhärtet. Dann werden die 
ſüdkuriſchen Landſchaften unterſucht und lokaliſiert. Dabei kommen die Verf. 
zu dem Ergebnis, daß nicht nur die Landſchaften Pilſaten, Megowe, Dupzare 
und Ceclis um und nördlich von Memel, ſondern auch Lamotina öſtlich der 
Minge und wahrſcheinlich auch Karſchauen weſtlich der Dubiſſa eine kuriſche 
und nicht eine litauiſche Bevölkerung gehabt haben. Für die Karſchauer wäre 
noch die Frage aufzuwerfen, ob das mehrfache Vorkommen des Ortsnamens 
Karſchau in verſchiedenen Gegenden Oſtpreußens in ee zu brin⸗ 
gen iſt mit der An⸗ bzw. Umſiedlung von Karſchauern durch den Orden. 

Für die Wildniswerdung nehmen die Verf. in Weiterführung, z. T. auch 
geringer Korrektur früherer Arbeiten verſchiedene Gründe an. Bei den Su⸗ 
dauern und Schalauern habe ſich die geopolitiſche Zwangslage eines durch 
frühere Kämpfe ſchon geſchwächten Volkstums zwiſchen den Fronten Litauens 
und des Ordens in einer Abwanderung teils ins Ordensland, teils nach 
Litauen ausgewirkt, nur mit dem Unterſchied, daß die Schalauer nicht völlig 
verſchwanden, ſondern vor den Ordensburgen zuſammengezogen wurden, da 
der Orden hier ja ſeine e bis zur Memel, alſo in die Wildnis 
hinein, verſchob. Bei den Kuren habe ſchon vor der Ordenszeit eine vielleicht 
durch Feuchterwerden des Klimas bedingte Verſchiebung des Siedlungslan⸗ 
des nach Norden zu einer Entvölkerung der ſüdlichen Landſchaften geführt. 
Jedenfalls habe der Orden nirgendwo durch Ausrottung der Bevölkerung 
abſichtlich eine Wildnis geſchaffen. 

Den Abſchluß des Werkes bilden eine Unterſuchung der heidniſchen Burgen 
längs der Memel und am Rande Hochzemaitens und die Feſtſtellung, daß 
nirgendwo Siedlungen die Wildniszeit überdauert haben können, daß alſo 
die ſpätere litauiſche Einwanderung eine Neubeſiedlung war und nicht an 
etwa vorhandene Siedlungen anknüpfen konnte. 

Das vorliegende Buch dürfte mit ſeiner gründlichen Beweisführung und 
der ſorgfältigen Ausnutzung aller gedruckten und archivaliſchen Quellen ſo⸗ 
wie der geſamten — auch der polniſchen und litauiſchen — Literatur das 
grundlegende Werk über die Wildnis bleiben. Fritz Gauſe. 


Kurt Forſtreuter: Preußen und Rußland im Mittelalter vom 13. bis 
17. Jahrhundert (Oſteuropäiſche Forſchungen, hsg. von Hans Übers⸗ 
berger. Königsberg: Oſteuropaverlag 1938). XII u. 272 S. 

Einer ebenſo mühſamen wie dankenswerten Aufgabe hat ſich Staats⸗ 
Archivrat Forſtreuter unterzogen, als er den Beziehungen von Preußen und 
Rußland im Mittelalter eine quellenkritiſche Unterju ung und Darſtellung 
widmete. Die Arbeit führt zeitlich erheblich weiter als durch das Mittel⸗ 
alter, als deſſen Ende für Preußen der Verf. das Jahr 1525 beſtimmt. Er 
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weiſt aber zutreffend darauf hin, daß das Ende des ruſſiſchen Mittelalters 
viel ſchwerer feſtzulegen und etwa um 1600 anzuſetzen iſt. Er betont weiter 
nachdrücklich, daß die tiefgehenden Gegenſätze zwiſchen preußiſcher und liv⸗ 
ländiſcher Oſtpolitik ſich überall geltend gemacht haben und unter preußiſch⸗ 
ruſſiſchen e ei N preußiſch⸗litauiſche und 
reußiſch⸗polniſche Beziehungen verſtanden werden müſſen und daher preu⸗ 
bisch ruſſiſche Beziehungen ſich nur als Nebenprodukt der Beziehungen zu 
den genannten Nachbarſtaaten ergeben. „Aus dieſem Geſtrüpp politiſcher 
Verflechtungen die Stränge bloßzulegen, die Preußen und Rußland ver⸗ 
banden“, hat Forſtreuter unternommen, und man wird rückhaltlos ſagen 
dürfen, daß ihm die Erfüllung dieſer Aufgabe in vollſtem Umfange gelungen 
iſt. In klarer und präziſer Sprache weiß uns der Verf., immer die große 
Linie betonend und einhaltend, die wechſelvollen bende zwiſchen Ruß⸗ 
land und dem Orden darzulegen, die dadurch ihre beſondere Eigenart er⸗ 
hielten, daß das Kiewer Rurikendenreich nicht mehr beſtand, als der Orden 
ſich in Preußen ſeinen Staat gegründet hatte, der Orden 15 es alſo nie 
mit Rußland, ſondern nur mit einzelnen ruſſiſchen Splitterſtaaten zu tun 
hatte. „Der Orden ſtieß in den erſten zwei Jahrhunderten an verſchiedenen 
Stellen auf ale Kräfte, die nicht von einem Mittelpunkt geleitet wurden, 
zu denen er ſich verſchieden einſtellen mußte.“ 

Es iſt ſchier erſtaunlich, welche Fülle von feſſelnden und zeitgeſchichtlich 
charakteriſtiſchen Einzelheiten, die ſich dann doch wieder zu einem Geſamt⸗ 
bilde runden, der Verf. uns vors Auge zu ſtellen weiß. Er greift dabei über⸗ 
all auch in die Vorordenszeit zurück und deckt längſt verſchüttete Spuren 
alter Beziehungen zwiſchen dem Preußenlande und der ſlawiſchen Oſtwelt 
wieder auf. Das erweiſt gleich der erſte Abſchnitt, der „Preußen und die 
Ukraine“ umfaßt. Wenn der Orden ſeit der Mitte des 13. Jahrhunderts in 
dieſer Richtung militäriſch und politiſch wirkte, ſo war das in gewiſſem 
Sinne auch eine Fortſetzung der Sudauerkämpfe gegen die Ruſſen, mochten 
auch die Chriſtianiſierungstendenzen, die Rom und der Orden verfolgten, 
dieſen Beziehungen ein anderes Geſicht verleihen. 

Während Preußen zu Südweſtrußland unmittelbare Beziehungen hatte, 
fehlten dieſe völlig zu Nordweſtrußland, zu Nowgorod und Pleskau; fie 
waren nur mittelbar durch die Verbindung zu dem Ordenszweig in Livland. 
Livland allerdings ſah in dem Verhältnis zu Rußland die eigentliche Auf: 
gabe ſeiner Außenpolitik. Forſtreuter unterſucht in dieſem zweiten Abſchnitt 
die grundſätzlichen Fragen, welches Intereſſe der Orden als Ganzes an den 
livländiſch⸗ruſſiſchen Kämpfen hatte und welche Rückwirkungen u auf 
die beſonderen außenpolitiſchen Intereſſen des Ordens in Preußen hatten. 
Dieſe Fragen rühren immer wieder an die andere, wie weit das einigende 
Band der Idee des Ordens ſich dabei bewährte und wieweit doch wieder 
die in der Verſchiedenheit der geopolitiſchen Lage Preußens und Livlands 
begründete politiſche Sonderſtellung in verſchiedener Richtung ziehend ſich 

eltend machen mußte. In den folgenden inhaltreichen Abſchnitten behandelt 

orſtreuter „Preußen zwiſchen Litauen und Moskau 1448—1510“, „Preußen 
und Moskau 1511—1522“, „Herzog Albrecht und Moskau“ und „Preußen, 
Polen und Moskau 1572 —1605“. Es folgen dann noch feſſelnde Kapitel über 
die Handelspolitik Preußens mit Moskau, ruſſiſche Einwanderung nach 
Preußen, Preußen und die ruſſiſche Kirche, Kenntnis der ruſſiſchen Sprache 
in Preußen und über Preußen in Rußland, wobei u. a. die Schickſale 
ar Humaniſten und des Söldnerführers Hans von Kalkſtein behandelt 
werden. ; 

Dieſer kurze Überblick über die an Forſtreuters wird davon 
überzeugen, mit welcher Bereicherung der Kenntniſſe preußiſcher Vergangen⸗ 
heit wir es in dieſem Buche zu tun haben. Niemand wird an ihm vorüber⸗ 
gehen können, der jene verworrene Zeit in ihren Grundzügen wie in ihren 
charakteriſtiſchen Einzelheiten erfaſſen will. Ernſt Seraphim. 


Es ſei darauf hingewieſen, daß das in Ihg. 12, Nr. 4 dieſer „Mit⸗ 
teilungen“ beſprochene Buch von Riemann ebenfalls im Oſteuropaverlag 
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